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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als Vorsitzende und die Richterin Mag. STARK als Beisitzerin
Uber die Beschwerde der XXXX, StA Kirgisistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.11.2011, FZ. 11
11.359-BAL, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als
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Vorsitzende und die Richterin Mag. STARK als Beisitzerin Uber die Beschwerde der rémisch 40 , StA Kirgisistan, gegen
den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.11.2011, FZ. 11 11.359-BAL, in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekdmpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR8 66 Abs. 2 AVG
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.In
Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemal Paragraph 66,
Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zuruckverwiesen.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefuhrerin ist kirgisische Staatsburgerin, russischer Volksgruppenzugehorigkeit und orthodoxen
Glaubens, und spricht Russisch. Sie reiste gemeinsam mit ihrem Ehemann, einem deutsch-russischen
Volksgruppenangehdrigen, und ihrer minderjahrigen Tochter illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am 29.09.2011
einen Antrag auf internationalen Schutz. Zu ihren Fluchtgriinden brachte sie vor, sie wolle ihr Kind nicht in einem Land
grofRziehen, wo die Russen gehasst wirden. Auch ihr Jusstudium habe sie 2003 beenden mussen, weil sie Russin sei.
Ihre Angaben wirden auch fur ihre Tochter gelten. Im Fall der Ruckkehr befurchte sie Unterdriickungen und
Beleidigungen wegen ihrer Volksgruppenzugehorigkeit.

Im Zuge der Einvernahme durch das Bundesasylamt am 03.11.2011 brachte sie im Wesentlichen vor, keine eigenen
Fluchtgrinde zu haben, sondern sich auf jene ihres Mannes zu stiitzen und machte tUber Befragen dazu Angaben.

Mit dem nunmehr angefochtenen, oben angeflhrten Bescheid des Bundesasylamtes wurde der Antrag auf
internationalen Schutz der Beschwerdefihrerin bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3
Abs. 1iVm § 2 Abs.1 Z 13 AsylG 2005 und bezuglich des Status des subsididr Schutzberechtigten gemal § 8 Abs. 1 iVm§
2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen und die Beschwerdefuhrerin gemaR§ 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 nach Kirgisistan
ausgewiesen.Mit dem nunmehr angefochtenen, oben angefiihrten Bescheid des Bundesasylamtes wurde der Antrag
auf internationalen Schutz der Beschwerdefihrerin bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR
Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 und bezlglich des Status
des subsidiar Schutzberechtigten gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer
13, AsylG 2005 abgewiesen und die Beschwerdefiihrerin gemafd Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 nach
Kirgisistan ausgewiesen.

In der (unvollstandigen, weil nur einseitig ausgedruckten) Begrindung wurde festgestellt, dass eine landesweite
Gruppenverfolgung Angehoriger der Volksgruppe der Russen in Kirgisistan nicht festgestellt werden kénne und dass
das Vorbringen ihres Gatten zu seinen Fluchtgriinden nicht glaubhaft sei. Ferner wurde festgestellt, dass im Fall der
Ruckkehr nicht vom Vorliegen einer realen Gefahr des Todes einer unmenschlichen oder erniedrigenden Bestrafung
oder Behandlung oder der Bedrohung ihres Lebens oder Unversehrtheit infolge willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konflikts ausgegangen werde. Weiters wurden (ebenfalls unvollstandige, weil nur
einseitig ausgedruckte) Feststellungen zu Kirgisistan getroffen und darin die Anfragebeantwortung von ACCORD vom
07.06.2011 betreffend ethnische Russen bzw. russisch-orthodoxe Christen (unvollstandig) zusammengefasst
wiedergegeben, welche also aus der Zeit vor den geltend gemachten Ubergriffen datieren.

Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde.
Il. Der Asylgerichtshof hat festgestellt:rdmisch zwei. Der Asylgerichtshof hat festgestellt:

Die Erhebungen des Bundesasylamtes reichen nicht hin, um gegenstandlichen Sachverhalt einer umfangreichen
Beurteilung zu unterziehen.

Das Bundesasylamt hat - ohne inhaltlich ndher darauf eingehen zu wollen - es unterlassen, nahere Erhebungen tber
die vom Ehemann der Beschwerdefihrerin geltend gemachte Verfolgung als Angehdriger einer Minderheit zu pflegen
und aktuelle Feststellungen darUber zu treffen und dartber, ob betreffend Angehorige der Minderheit der Deutschen
bzw. Russen (in XXXX) aktuell von der Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der kirgisischen Behdrden im Fall von
Ubergriffen (von Polizeiangehérigen) auszugehen ist. Die Beweiswiirdigung ist damit ua. in diesem Punkt als nicht
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zutreffend und unschllssig zu bezeichnen. Zu bemerken ist ferner, dass die gesamte Begrindung infolge des
einseitigen Ausdruckes des Bescheides nicht vollstandig ist.Das Bundesasylamt hat - ohne inhaltlich naher darauf
eingehen zu wollen - es unterlassen, nahere Erhebungen Uber die vom Ehemann der Beschwerdeflhrerin geltend
gemachte Verfolgung als Angehoriger einer Minderheit zu pflegen und aktuelle Feststellungen dartber zu treffen und
daruber, ob betreffend Angehorige der Minderheit der Deutschen bzw. Russen (in rémisch 40 ) aktuell von der
Schutzfihigkeit und Schutzwilligkeit der kirgisischen Behérden im Fall von Ubergriffen (von Polizeiangehérigen)
auszugehen ist. Die Beweiswlrdigung ist damit ua. in diesem Punkt als nicht zutreffend und unschlUssig zu
bezeichnen. Zu bemerken ist ferner, dass die gesamte Begriindung infolge des einseitigen Ausdruckes des Bescheides
nicht vollstandig ist.

Diese Feststellungen ergeben sich aus dem Akteninhalt.
I1l. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch drei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Gemal § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehorde, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behorde zurlickverweisen. Gemald Abs. 3 leg. cit. kann die Berufungsbehdérde jedoch
die mindliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfiihren, wenn hiermit eine Ersparnis
an Zeit und Kosten verbunden ist.GemaR Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die Berufungsbehdérde, wenn der ihr
vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung
und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behorde zurlickverweisen. Gemaf}
Absatz 3, leg. cit. kann die Berufungsbehoérde jedoch die miindliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme
auch selbst durchfiihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.

Auch der Asylgerichtshof ist zur Anwendung des§ 66 Abs. 2 AVG berechtigt. Eine kassatorische Entscheidung darf von
der Berufungsbehérde nicht bei jeder Erganzungsbedurftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur dann getroffen
werden, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer
mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdrde hat dabei zunachst in rechtlicher
Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der Erganzungsbedurftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die
Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Fir die Frage der Unvermeidlichkeit einer
mundlichen Verhandlung im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung
oder nur eine Vernehmung erforderlich ist (vgl. etwa VwGH 14.3.2001, 2000/08/0200; zum Begriff "mundliche
Verhandlung" im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG siehe VWGH 21.11.2002,2000/20/0084).Auch der Asylgerichtshof ist zur
Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG berechtigt. Eine kassatorische Entscheidung darf von der
Berufungsbehdrde nicht bei jeder Erganzungsbedirftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur dann getroffen werden,
wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer miindlichen
Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdrde hat dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu
beurteilen, ob angesichts der Erganzungsbedurftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Fur die Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen
Verhandlung im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung
oder nur eine Vernehmung erforderlich ist vergleiche etwa VwWGH 14.3.2001, 2000/08/0200; zum Begriff "mundliche
Verhandlung" im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG siehe VwWGH 21.11.2002, 2000/20/0084).

Nach Ausfihrungen zur Frage der Anwendbarkeit des8 66 Abs. 2 AVG auBerhalb des abgekirzten
Berufungsverfahrens mit dem Ergebnis, dass von einer generellen Unzulassigkeit der Anwendung des § 66 Absatz 2
AVG nicht auszugehen sei, fihrt der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21. November 2002, Z1.2002/20/0315,
aus, wie folgt:Nach AusfUhrungen zur Frage der Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG aulerhalb des
abgekurzten Berufungsverfahrens mit dem Ergebnis, dass von einer generellen Unzulassigkeit der Anwendung des
Paragraph 66, Absatz 2 AVG nicht auszugehen sei, fuhrt der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21. November
2002, ZI. 2002/20/0315, aus, wie folgt:

"In diese Richtung gehen auch die Gesetzesmaterialen zu § 38 Asylgesetz (RV 686 BIgNR 20. GP 30), weil diese
ausdrucklich die Geltung des AVG fir das Verfahren vor dem Unabhangigen Bundesasylsenat betonen und daran
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anschlieBend hervorheben, dass die Méglichkeit der ;Zurtckverweisung' durch 8 32 Asylgesetz ;serweitert' worden sei,
was in Bezug auf Berufungsverfahren vor der belangten Behdrde, in denen 8 32 Asylgesetz nicht anzuwenden ist, eine
positive AnknUpfung an die in § 66 Absatz 2 AVG vorgesehene Zurickverweisungsmoglichkeit bedeutet (...)."In diese
Richtung gehen auch die Gesetzesmaterialen zu Paragraph 38, Asylgesetz Regierungsvorlage 686 BIgNR 20.
Gesetzgebungsperiode 30), weil diese ausdrticklich die Geltung des AVG fur das Verfahren vor dem Unabhangigen
Bundesasylsenat betonen und daran anschliefend hervorheben, dass die Moglichkeit der ;Zurtickverweisung' durch
Paragraph 32, Asylgesetz ;erweitert' worden sei, was in Bezug auf Berufungsverfahren vor der belangten Behérde, in
denen Paragraph 32, Asylgesetz nicht anzuwenden ist, eine positive AnknUpfung an die in Paragraph 66, Absatz 2 AVG
vorgesehene Zurickverweisungsmoglichkeit bedeutet (...).

Der Verwaltungsgerichthof hat im Erkenntnis vom 27. April 1989, ZI. 86/09/0012, Slg. Nr. 12.917/A, aus einer in den
Verwaltungsvorschriften angeordneten zwingenden und ohne Ausnahme bestehenden Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Berufungsverhandlung trotz Fehlens einer ausdricklichen Ausnahme hinsichtlich der Geltung des
§ 66 Abs. 2 AVG die Unanwendbarkeit dieser Bestimmung in einem solchen Berufungsverfahren gefolgert. Das steht
aber zu der hier - fir das Verfahren vor der belangten Behorde - zu Grunde gelegten gegenteiligen Auffassung schon
deshalb nicht im Widerspruch, weil eine derartige uneingeschrankte Verhandlungspflicht fir den Unabhangigen
Bundesasylsenat nicht besteht. (...)Der Verwaltungsgerichthof hat im Erkenntnis vom 27. April 1989, ZI. 86/09/0012, Slg.
Nr. 12.917/A, aus einer in den Verwaltungsvorschriften angeordneten zwingenden und ohne Ausnahme bestehenden
Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Berufungsverhandlung trotz Fehlens einer ausdricklichen Ausnahme
hinsichtlich der Geltung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG die Unanwendbarkeit dieser Bestimmung in einem solchen
Berufungsverfahren gefolgert. Das steht aber zu der hier - fir das Verfahren vor der belangten Behérde - zu Grunde
gelegten gegenteiligen Auffassung schon deshalb nicht im Widerspruch, weil eine derartige uneingeschrankte
Verhandlungspflicht fiir den Unabhangigen Bundesasylsenat nicht besteht. (...)

Die Berufungsbehorde darf eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder Ergdnzungsbedurftigkeit des
Sachverhaltes, sondern nur dann treffen, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfuihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdrde hat
dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der Erganzungsbedirftigkeit des ihr
vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung als sunvermeidlich erscheint'. Fir die
Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen Verhandlung im Sinne des & 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob
eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung erforderlich ist (vgl. etwa das Erkenntnis vom 14. Marz
2001, ZI.2000/08/0200; zum Begriff ;mundliche Verhandlung' iSd§8 66 Abs. 2 AVG siehe auch die Nachweise im
Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0084)."Die Berufungsbehdrde darf eine kassatorische Entscheidung nicht bei
jeder Erganzungsbedurftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur dann treffen, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so
mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die
Berufungsbehorde hat dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der
Erganzungsbedurftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung als
¢unvermeidlich erscheint'. Fur die Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen Verhandlung im Sinne des Paragraph
66, Absatz 2, AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung
erforderlich ist vergleiche etwa das Erkenntnis vom 14. Marz 2001, ZI.2000/08/0200; zum Begriff ;mundliche
Verhandlung' iSd Paragraph 66, Absatz 2, AVG siehe auch die Nachweise im Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI.
2000/20/0084)."

Nach grundsatzlicher Bejahung der Frage der Anwendbarkeit des§ 66 Abs. 2 AVG durch den Unabhdngigen
Bundesasylsenat fuhrte der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315 zur Frage der
GesetzmaRigkeit der Ermessenstbung im Sinne des 8 66 Abs. 2 und 3 AVG Folgendes aus:Nach grundsatzlicher
Bejahung der Frage der Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG durch den Unabhangigen Bundesasylsenat
fUhrte der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315 zur Frage der GesetzmaRigkeit der
Ermessensibung im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2 und 3 AVG Folgendes aus:

"Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die
Gerichtshofe des oOffentlichen Rechts) eingerichtet, wobei der belangten Behdrde die Rolle einer ;obersten
Berufungsbehorde' zukommt (Art. 129c Abs. 1 B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den
gesamten fur die Entscheidung Uber den Asylantrag relevanten Sachverhalt gemal 8 37 AVG zu ermitteln und es ist
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gemal8 27 Abs. 1 AsylG grundsatzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu persénlich zu vernehmen. Diese
Anordnungen des Gesetzgebers wurden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines
Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die
Berufungsbehdrde kdme und die Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen damit zur bloBen Formsache wirde. Es
ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn die Berufungsbehdrde, statt ihre (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu
kénnen, jene Behdrde ist, die erstmals den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung
unterzieht...""Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch
die Gerichtshofe des offentlichen Rechts) eingerichtet, wobei der belangten Behérde die Rolle einer ;obersten
Berufungsbehorde' zukommt (Artikel 129 ¢, Absatz eins, B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt
den gesamten fur die Entscheidung Uber den Asylantrag relevanten Sachverhalt gemafl Paragraph 37, AVG zu
ermitteln und es ist gemall Paragraph 27, Absatz eins, AsylG grundsatzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu
persénlich zu vernehmen. Diese Anordnungen des Gesetzgebers wirden aber unterlaufen, wenn es wegen des
Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor
die Berufungsbehorde kdme und die Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen damit zur bloBen Formsache
wulrde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn die Berufungsbehdrde, statt ihre (umfassende) Kontrollbefugnis
wahrnehmen zu kénnen, jene Behdrde ist, die erstmals den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und
einer Beurteilung unterzieht..."

Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI.2000/20/0084, zur Anwendung des§ 66
Abs. 2 AVG durch den Unabhéngigen Bundesasylsenat ausgefihrt: "In der Abstandnahme von der durch§ 66 Abs. 3
AVG der Berufungsbehodrde eingerdaumten Moglichkeit, die mindliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme
selbst durchzufihren, ;wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist', kann im vorliegenden Fall keine
Ermessensfehler gelegen sein. Es trifft zwar zu, dass durch die mit der Kassation verbundene Eréffnung eines zweiten
Instanzenzuges das Verfahren insgesamt verlangert werden kann. Dieser von Rohrbdck (Das Bundesgesetz Uber die
Gewahrung von Asyl [1999] 492) offenbar verkannten Uberlegung wurde in dem Vorerkenntnis vom 23. Juli 1998 bei
der Deutung der Vorschriften Uber das abgekiirzte Berufungsverfahren nach 8 32 AsylG erhebliche Bedeutung
beigemessen (Wiederin, ZUV 2000/1,20f). Im vorliegenden Fall geht es aber nicht um die Auslegung von
Sondervorschriften  Uber ein abgekirztes, der besonders raschen Verfahrensbeendigung dienendes
Berufungsverfahren, sondern um die Interpretation des 8 66 AVG auBBerhalb eines solchen VerfahrensWeiters hat der
Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0084, zur Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2,
AVG durch den Unabhdngigen Bundesasylsenat ausgefihrt: "In der Abstandnahme von der durch Paragraph 66,
Absatz 3, AVG der Berufungsbehodrde eingeraumten Moglichkeit, die mindliche Verhandlung und unmittelbare
Beweisaufnahme selbst durchzufiihren, ;wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist', kann im
vorliegenden Fall keine Ermessensfehler gelegen sein. Es trifft zwar zu, dass durch die mit der Kassation verbundene
Eroffnung eines zweiten Instanzenzuges das Verfahren insgesamt verlangert werden kann. Dieser von Rohrb&ck (Das
Bundesgesetz (iber die Gewahrung von Asyl [1999] 492) offenbar verkannten Uberlegung wurde in dem Vorerkenntnis
vom 23. Juli 1998 bei der Deutung der Vorschriften Uber das abgekurzte Berufungsverfahren nach Paragraph 32, AsylG
erhebliche Bedeutung beigemessen (Wiederin, ZUV 2000/1,20f). Im vorliegenden Fall geht es aber nicht um die
Auslegung von Sondervorschriften Uber ein abgekirztes, der besonders raschen Verfahrensbeendigung dienendes
Berufungsverfahren, sondern um die Interpretation des Paragraph 66, AVG aul3erhalb eines solchen Verfahrens.

Diesbezuglich ist zunachst auf die bei Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12, E 381f zu§ 66 AVG,
wiedergegebene Rechtsprechung zu verweisen, wonach es gemal 8 66 Abs. 3 AVG nicht auf das Gesamtverfahren,
sondern nur auf die Ersparnis an Zeit und Kosten fiur die konkrete Amtshandlung ankommt. Unter diesem
Gesichtspunkt wurde eine rechtswidrige Ausibung des Ermessens durch eine auf§ 66 Abs. 2 AVG gestutzte
Entscheidung schon dann nicht angenommen, wenn die beteiligten Behorden ihren Sitz am selben Ort hatten
(Erkenntnis vom 29. Janner 1987, ZI. 86/08/0243).Diesbezlglich ist zunachst auf die bei Walter/Thienel,
Verwaltungsverfahrensgesetze 12, E 381f zu Paragraph 66, AVG, wiedergegebene Rechtsprechung zu verweisen,
wonach es gemal Paragraph 66, Absatz 3, AVG nicht auf das Gesamtverfahren, sondern nur auf die Ersparnis an Zeit
und Kosten fir die konkrete Amtshandlung ankommt. Unter diesem Gesichtspunkt wurde eine rechtswidrige
Ausubung des Ermessens durch eine auf Paragraph 66, Absatz 2, AVG gestutzte Entscheidung schon dann nicht
angenommen, wenn die beteiligten Behorden ihren Sitz am selben Ort hatten (Erkenntnis vom 29. Janner 1987, ZI.
86/08/0243).
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Bei der Abwagung der fiir und gegen eine Entscheidung gemal38 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch berucksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur moéglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behdrde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer ;obersten Berufungsbehérde' (Art. 129¢ 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehdrde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhdltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufiihren. Diese Uber die Unvollstandigkeit der Einvernahme hinaus gehenden
Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens sprechen auch bei Bedachtnahme auf die mogliche Verlangerung des
Gesamtverfahrens unter dem Gesichtspunkt, dass eine ernsthafte Prifung des Antrages nicht erst bei der "obersten
Berufungsbehorde" beginnen und zugleich - abgesehen von der im Sachverhalt beschrankten Kontrolle der
letztinstanzlichen Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof - bei derselben Behdrde enden soll, fur die mit der
Amtsbeschwerde bekdampfte Entscheidung."Bei der Abwagung der fur und gegen eine Entscheidung gemal3 Paragraph
66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch bertcksichtigt werden, dass das Asylverfahren
nicht nur moéglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen,
der zur belangten Behdrde und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als
besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens fuhrt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI.
99/20/0430). Die der belangten Behoérde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer
;obersten Berufungsbehorde' (Artikel 129 ¢, 1 B-VG) wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges
zur blofRen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor der
Berufungsbehdrde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und
brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzufiihren. Diese
Uber die Unvollstandigkeit der Einvernahme hinaus gehenden Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens sprechen auch
bei Bedachtnahme auf die mogliche Verlangerung des Gesamtverfahrens unter dem Gesichtspunkt, dass eine
ernsthafte Prifung des Antrages nicht erst bei der "obersten Berufungsbehdrde" beginnen und zugleich - abgesehen
von der im Sachverhalt beschrankten Kontrolle der letztinstanzlichen Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof
- bei derselben Behorde enden soll, fir die mit der Amtsbeschwerde bekampfte Entscheidung.”

Das Bundesasylamt hat im konkreten Fall Recherchen - insbesondere betreffend die aktuelle Situation der Deutschen
bzw. Russen in Kirgisistan - durchzuflhren, der Beschwerdeflihrerin das Parteiengehdr zum Rechercheergebnis zu
gewahren sowie entsprechend schlissig begriindete Feststellungen dariber zu treffen.

Es bedarf somit einer Miteinbeziehung der einzuholenden Ergebnisse, um Uber den von der Beschwerdefiihrerin
gestellten Antrag ordnungsgemal3 absprechen zu kénnen.

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner jingsten Rechtsprechung eine ganzheitliche Wurdigung des
individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persénlichen
Glaubwurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, ZI.: 2003/20/0389).

Aus der Sicht des Asylgerichtshofes ist auf Grund der vom Ehemann der Beschwerdefiihrerin geltend gemachten
Ubergriffe im Juni 2010 in Osch in den Feststellungen zu Kirgisistan nicht ausreichend nachvollziehbar dargelegt, ob fiir
Angehorige der Volksgruppe der Deutschen bzw. Russen in XXXX aktuell die Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der
kirgisischen Behorden gegeben ist.Aus der Sicht des Asylgerichtshofes ist auf Grund der vom Ehemann der
Beschwerdefiihrerin geltend gemachten Ubergriffe im Juni 2010 in Osch in den Feststellungen zu Kirgisistan nicht
ausreichend nachvollziehbar dargelegt, ob fur Angehdrige der Volksgruppe der Deutschen bzw. Russen in rémisch 40
aktuell die Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der kirgisischen Behorden gegeben ist.

GemalR § 34 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Behdrde Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu
prifen; die Verfahren sind unter einem zu fUhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle
Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzuldssig zurlckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten
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Bescheid.GemaR Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 hat die Behdérde Antrage von Familienangehdrigen eines
Asylwerbers gesondert zu prifen; die Verfahren sind unter einem zu fUhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2
und 3 erhalten alle Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten
oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht,
es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurlUckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen

gesonderten Bescheid.

Familienangehdriger gemalR 8 1 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 ist, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder
zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der
Status des subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits
im Herkunftsstaat bestanden hat;Familienangehdriger gemaf Paragraph eins, Absatz eins, Ziffer 22, AsylG 2005 ist, wer
Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind
eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten
zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat;

Die Familie besteht aus XXXX, XXXX und XXXXDie Familie besteht aus romisch 40, romisch 40 und rémisch 40 .

Es liegt damit ein Familienverfahren vor, sodass gemaR§ 34 Abs. 4 AsylG 2005 gleichlautende Entscheidungen zu
erlassen sind.Es liegt damit ein Familienverfahren vor, sodass gemall Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005
gleichlautende Entscheidungen zu erlassen sind.

Die Durchfiihrung einer 6ffentlichen mundlichen Beschwerdeverhandlung konnte gemaR & 41 Abs. 7 AslyG 2005 AVG
entfallen.Die Durchfihrung einer o6ffentlichen mindlichen Beschwerdeverhandlung konnte gemafl3 Paragraph 41,
Absatz 7, AslyG 2005 AVG entfallen.

Es war somit spruchgemall zu entscheiden und die Rechtssache an die Behdrde erster Instanz zur neuerlichen
Verhandlung und Entscheidung zurtickzuverweisen.

Schlagworte

Familienverfahren, Kassation, mangelnde Sachverhaltsfeststellung
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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